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Vollzug des Bayer. Straßen- und Wegegesetzes 

− Umbenennung öffentlicher Verkehrsflächen und Umnummerierung von 
Gebäuden gemäß Satzung der Stadt Passau vom 10.07.1973 

− Plan zu Neutorgraben 
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Vollzug der Baugesetze 
− Antrag von Frau und Herrn Dres. Angela und Mark Fritz, Steinweg 10, 94032 

Passau, auf Erteilung einer Baugenehmigung zum Neubau von zwei Balkonen 
auf der Nordfassade sowie Sanierung der Fassaden beim Gebäude Steinweg 
10, Flur-Nr. 294 der Gemarkung Passau; 
Öffentliche Bekanntmachung der Baugenehmigung gem. Art. 66 Abs. 2 
BayBO an die Nachbarn. 
Mit Bescheid vom 31.01.2022 (BA-Nr. VE-496-2021) wurde der o. g. 
Bauantrag in nachfolgender Form (verkürzt dargestellt) genehmigt: 
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 Festsetzung und Entrichtung der Grundsteuer für das Kalenderjahr 2022 
 
 
Der Stadtrat der Stadt Passau hat in seiner Sitzung am 06.12.2021 die Hebesätze der Grundsteuer A auf 
300 v.H. und der Grundsteuer B auf 390 v.H. für das Kalenderjahr 2022 festgesetzt. Gegenüber dem 
Kalenderjahr 2021 ist damit keine Änderung eingetreten, so dass auf die Erteilung von 
Grundsteuerbescheiden für das Kalenderjahr 2022 verzichtet wird. 
 
Für alle diejenigen Grundstücke, deren Bemessungsgrundlage (Messbeträge) sich seit der letzten Be-
scheiderteilung nicht geändert hat, wird deshalb durch diese öffentliche Bekanntmachung gemäß  § 27 
Abs. 3 des Grundsteuergesetzes vom 7.8.1973 (BGBl. I S. 906) die Grundsteuer für das Kalenderjahr 
2022 in der zuletzt für das Kalenderjahr 2021 veranlagten Höhe festgesetzt. 
 
Die Grundsteuer 2022 wird mit den in den zuletzt erteilten Grundstücksabgabenbescheiden festgesetzten 
Vierteljahresbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig. Kleinbeträge, 
die mit ihrem Jahresbetrag 15.-- Euro nicht übersteigen sind am 15. August und Jahresbeträge, die 30,-
- Euro nicht übersteigen, am 15. Februar und am 15. August fällig. Für Steuerpflichtige, die von der 
Möglichkeit des § 28 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes Gebrauch gemacht haben, wird die Grundsteuer 
2022 in einem Betrag am 1. Juli 2022 fällig. Sollten die Grundsteuerhebesätze geändert werden oder 
ändern sich die Besteuerungsgrundlagen (Messbeträge) werden Änderungsbescheide erteilt. 
 
Mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Steuerfestsetzung treten für die Steuerpflichtigen 
die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an diesem Tag  ein schriftlicher Steuerbescheid 
zugegangen wäre. 
 
 
 
 
Passau, 13.01.2022 
 
 
Oberbürgermeister 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder Widerspruch 
eingelegt (siehe 1.) oder unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden. 
 
 
1. Wenn Widerspruch eingelegt wird 

 
ist der Widerspruch einzulegen bei der 

 
Stadt Passau, 

Rathausplatz 2, 94032 Passau. 
 
 
2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird 

 
ist die Klage bei dem  

 
Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg,  

 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg,  

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 
 

zu erheben. 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. 
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Bebauungsplan „Schneckenberg-Nord“, 8. Änderung, Gmkg. Grubweg 
Bekanntmachung des Änderungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 i.V. mit § 1 Abs. 8 BauGB sowie der Beteiligung 
der Öffentlichkeit gem. § 13 i.V.m. § 13 a und § 3 Abs. 2 BauGB  

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität hat in seiner Sitzung am 30.11.2021 beschlossen, das Verfahren 
zur 8. Änderung des Bebauungsplanes „Schneckenberg-Nord“, Gmkg. Grubweg einzuleiten. Hiermit soll zwischen 
der Anton-Pötzl und der Oberen Schneckenbergstraße (Fl.Nrn. 70/124, 70/125, 70/225, 70/126, 70/187, 70/127, 
70/128 Gmkg. Grubweg) anstelle der bisher hier vorgesehenen Reihenhausbebauung (geschlossene Bauweise) 
eine offene Bauweise mit Einzel- und Doppelhäusern festgesetzt werden. Die Baugrenze soll in diesem Zuge ver-
schoben bzw. erweitert werden.  
 

 
 
Die Änderung des Bebauungsplanes erfolgt gem. § 13 a BauGB im sogenannten beschleunigten Verfahren, da hier 
ein Bebauungsplan der Innenentwicklung vorliegt. Es wird daher insbesondere auf die Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB verzichtet.  
 
Der Entwurf des Bebauungsplans und die städtebauliche Begründung können von 11.02.2022 bis einschließlich 
16.03.2022 unter folgender Internetadresse eingesehen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Gemäß dem Gesetz 
zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041) wird nach § 1 Nr. 4 iVm. § 3 Abs. 1 
des Gesetzes seitens der Stadt Passau –Dienststelle Stadtplanung –  auf die Auslegung der Planunterlagen verzich-
tet, da diese form – und fristgerecht im Internet unter obiger Internet-Adresse veröffentlicht sind. In begründeten 
Fällen ist selbstverständlich ein Versand der Unterlagen möglich. Stellungnahmen können während dieser Frist 
schriftlich oder während der Dienststunden, möglichst nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851/ 396 – 
398 unter Einhaltung der aktuellen Zugangsregelungen, zur Niederschrift abgegeben werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den o.a. Bebauungs-planun-
berücksichtigt bleiben, wenn die Stadt Passau den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren 
Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist.  
 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung und die nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB auszulegenden Unterlagen sind im Internet 
unter o.a. Adresse veröffentlicht.  
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Datenschutz:  
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e (DSGVO) i. V. 
mit § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie 
keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Daten-
schutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls im Internet zu finden ist.  
 
 
Passau, 02.02.2022  
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper 
Oberbürgermeister 
 
 
 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 

Außenbereichssatzung „Christdobl“, Gmkg. Grubweg, 1. Änderung;  
Bekanntmachung des Änderungsbeschlusses sowie der öffentlichen Auslegung gem. § 13 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 35 Abs. 6 BauGB 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität der Stadt Passau hat in seiner Sitzung am 

30.11.2021 die Einleitung des Verfahrens zur 1. Änderung der o.a. Außenbereichssatzung 

beschlossen.  

 

 

 

Die Außenbereichssatzung „Christdobl“ soll auf Fl.Nr. 20 westlich des Anwesens „Obersölden 14“ 
und südlich des Anwesens „Obersölden 12“geändert werden, um die Zulassungsvoraussetzungen für ein weiteres 
Wohngebäude gem. § 35 Abs.2 BauGB zu modifizieren, welches nicht im Sinne des § 35 Abs. 1 BauGB privilegiert 
bzw. bereits im Sinne des § 35 Abs. 4 BauGB begünstigt sind. Es soll 1 Wohngebäude mit max. 2 Wohneinheiten 
oder ein Doppelhaus mit je max. 1 Wohneinheit ermöglicht werden. Auf die Durchführung einer Umweltprüfung im 
Sinne von § 2 Abs. 4 BauGB bzw. der Aufstellung eines Umweltberichtes nach § 2 a BauGB wird gem. § 13 Abs. 3 
BauGB verzichtet. 
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Der Satzungsentwurf sowie die Begründung können aus Gründen der Gesundheitsvorsorge im Zeitraum vom 
11.02.2022 bis 16.03.2022 unter folgender Internetadresse eingesehen werden: https://www.o-sp.de/passau/. 
Gemäß dem Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der 
COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041) wird nach § 1 
Nr. 4 iVm. § 3 Abs. 1 des Gesetzes seitens der Stadt Passau –Dienststelle Stadtplanung –  auf die Auslegung der 
Planunterlagen verzichtet, da diese form – und fristgerecht im Internet unter obiger Internet-Adresse veröffentlicht 
sind. In begründeten Fällen ist selbstverständlich ein Versand der Unterlagen möglich. 
 
Stellungnahmen können während dieser Frist schriftlich oder während der Dienststunden ggf. zur Niederschrift 
abgegeben werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Satzung unberücksichtigt 
bleiben, wenn die Stadt Passau den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit der Satzung nicht von Bedeutung ist.  
 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung und die nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB auszulegenden Unterlagen sind im Internet 
unter o.a. Adresse veröffentlicht.  
 
Datenschutz:  
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e (DSGVO) i. V. 
mit § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie 
keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt 
„Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls im Internet zu finden ist.  
 
Passau, den 02.02.2022 
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper 
Oberbürgermeister 
 
 
 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 

Bebauungsplan „Verlängerung Prachatitzer Straße“, Gmkg. Haidenhof   
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 
Mit diesem Bebauungsplan wird im Anschluss an die Prachatitzer Straße im östlichen, rund 14.200 m² umfassenden 
Bereich der Fl.Nr. 179 Gmkg. Haidenhof ein allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesen. Die hierfür erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen werden auf einer rund 13.200 m² großen Teilfläche im Westen des Grundstücks Fl.Nr. 179 
Gmkg. Haidenhof nachgewiesen. Insbesondere die hierfür erforderliche Verlängerung der Prachatitzer Straße 
umfasst dabei auch kleinere Teilflächen der Fl.Nr. 181 Gmkg. Haidenhof. 
 
Der Stadtrat der Stadt Passau hat den o.a. Bebauungsplan am 21.12.2020 als Satzung beschlossen.  
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
 
Der Bauleitplan, die Begründung und ggf. weitergehenden Unterlagen können unter folgender Internetadresse 
eingesehen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Der Bebauungsplan mit Begründung wird zudem vom heutigen 
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Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3, 94032 Passau, 2. Etage, Zimmer 206, während der Dienststunden zur 
öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten. Die Einsichtnahme der Unterlagen sowie die Möglichkeit über die Inhalte, 
Auskunft zu erlangen, sind nach möglichst vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851 / 396 – 398 in 
Abhängigkeit von Dauer bzw. Einhaltung der Zutrittsbeschränkungen zu den Dienststunden möglich. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Passau, den 02.02.2022                     
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister 
 
 
 Vollzug des Bayer. Straßen- und Wegegesetzes; 

Umbenennung öffentlicher Verkehrsflächen und Umnummerierung von Gebäuden gemäß Satzung 
der Stadt Passau vom 10.07.1973 

 
Straßen- und Hausnummernänderungen bzw. Hausnummernvergabe 

 
 
Fl.Nr. 
Gemarkung 

 bisherige Straßen- 
u. Hausnummern- 
bezeichnung 

neue Straßen-  
u. Hausnummern-  
bezeichnung 

945/1 
Passau  

 Römerstraße 8 Römerstraße 8 
Neutorgraben 15 

 
___________________________________________________________________ 
Passau, 27.01.2022 
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper 
Oberbürgermeister 
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         „Plan verkleinert dargestellt“ 
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 Vollzug der Baugesetze; 
Antrag von Frau und Herrn Dres. Angela und Mark Fritz, Steinweg 10, 94032 Passau, auf 
Erteilung einer Baugenehmigung zum Neubau von zwei Balkonen auf der Nordfassade sowie 
Sanierung der Fassaden beim Gebäude Steinweg 10, Flur-Nr. 294 der Gemarkung Passau; 
Öffentliche Bekanntmachung der Baugenehmigung gem. Art. 66 Abs. 2 BayBO an die Nachbarn. 
Mit Bescheid vom 31.01.2022 (BA-Nr. VE-496-2021) wurde der o. g. Bauantrag in nachfolgender 
Form (verkürzt dargestellt) genehmigt: 

 
1. Für das o. g. Bauvorhaben wird entsprechend den mit Genehmigungsvermerk 

versehenen Bauvorlagen unter Auflagen eine Baugenehmigung erteilt. 
 

R E C H T S B E H E L F S B E L E H R U N G: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden 
bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg 
Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg. 

 
HINWEISE ZUR RECHTSBEHELFSBELEHRUNG: 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis (Anwälte und Behörden) Klagen 
grundsätzlich elektronisch einreichen. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig. 

Hinweis: 

Die formelle Einzelzustellung des Baugenehmigungsbescheides an diejenigen Eigentümer 
benachbarter Grundstücke, die ihre schriftliche Zustimmung nicht erteilt haben, kann durch die heutige 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, da mehr als 20 Zustellungen vorzunehmen sind. Die 
Zustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 
BayBO). 
Die Baugenehmigung liegt in Zi-Nr. 104, 1. Etage des Neuen Rathauses, Rathausplatz 3, während der 
Dienststunden zur Einsichtnahme auf. 
 
Passau, den 31.01.2022 
 
S T A D T   P A S S A U 
Jürgen Dupper, Oberbürgermeister 


	INHALT SEITE
	Oberbürgermeister
	Straßen- und Hausnummernänderungen bzw. Hausnummernvergabe

